Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1705 


Der Bundesminister der Finanzen 
IB/1 -FV 1120-3/71 


Bonn, den 18. Januar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Information der Parlamente über die Arbeit der Pla- 
nungsausschüsse für die Gemeinschaftsaufgaben Aus- 
bau und Neubau von Hochschulen, Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur und Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes sowie der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Walz, 

Dr. Martin, Pfeifer, Dr, Gölter und Genossen 
— Drucksache VI/1651 — 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft beantworte 
ich die Kleine Anfrage wie folgt; 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Didigans, Mertes, Dr. Mül- 
ler (München) und Genossen — Drucksache VI/1078 — zum 
Ausdruck gebracht, daß sie grundsätzlich bereit ist, dem Bedürf- 
nis des Deutschen Bundestages nach möglichst frühzeitiger In- 
formation über die Arbeiten der Planungsausschüsse für die 
Gemeinschaftsaufgaben Neubau und Ausbau von Hochschulen, 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur und Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes Rechnung zu 
tragen. Das gleiche gilt für die Arbeit der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung. 

Das neue Institut der Gemeinschaftsaufgaben bedingt zwangs- 
läufig ein Verfahren, bei dem unter Berücksichtigung der ge- 
samtstaatlichen Erfordernisse die Vorstellungen des Bundes 
und der 11 Länder bei der Festlegung von Rahmenplänen in 
Einklang gebracht werden müssen. Das Planungsverfahren ist 
Aufgabe der Planungsausschüsse, die sich aus Mitgliedern der 
Bundesregierung und der Landesregierungen zusammensetzen. 
Das Planungsverfahren ist demgemäß Sache der Exekutive. Bei 
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der Schaffung des Artikels 91 a GG war man sich dieser Tat- 
sache und der weiteren Folgerungen, die mit der gemeinsamen 
Planung zwangsläufig verbunden sind, klar bewußt. Dabei 
wurde ausdrücklich in der Verfassung klargestellt, daß die 
Bereitstellung der Mittel der Feststellung in den Haushalts- 
plänen des Bundes und der Länder Vorbehalten bleibt. Das 
Budgetrecht der Parlamente bleibt also — wie bei anderen 
langfristigen Planungen — unberührt. 

Die Bundesregierung ist — nicht nur im Hinblick auf diese Rege- 
lung — der Ansicht, daß der Deutsche Bundestag sachgerecht 
und frühzeitig über die Rahmenplanungen unterrichtet werden 
muß. Sie wird hierfür in der ihr möglichen Weise Sorge tragen. 
Im übrigen glaubt sie sich aber mit den Fragestellern darin 
einig, daß nicht eine Praxis entwickelt werden darf, die eine 
Verwirklichung der vom Verfassungsgesetzgeber gewollten 
Gemeinschaftsaufgaben erschwert. 

Zu den einzelnen Fragen: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, in den Bund-Länder-Planungs- 
ausschüssen und in der Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung auf eine laufende Information der Parlamente hinzu- 
wirken? 

Die Bundesregierung ist bereit, dem Deutschen Bundestag über 
die Anmeldungen der Länder und ihre eigenen Vorschläge zu 
den Rahmenplänen zu berichten. Damit haben sich die Länder 
im Planungsausschuß für den Hochschulbau auf Vorschlag des 
Bundes einverstanden erklärt. Sie ist darüber hinaus bereit, 
darauf hinzuwirken, daß auf Wunsch (z. B. in den zuständigen 
Fachausschüssen) auch weitere Informationen über den Stand 
der Beratungen der Planungsausschüsse gegeben werden. Ent- 
sprechendes gilt für die Bildungsplanungskommission. Dabei 
ist jedoch darauf hinzuweisen, daß es hier ein Anmeldungs- 
verfahren wie bei den Rahmenplänen für die Gemeinschafts- 
aufgaben des Artikels 91 a GG nicht gibt. 

Die Bundesregierung kann keinen Einfluß darauf nehmen, wie 
die Landesparlamente zu unterrichten sind. Ihr ist bekannt, daß 
darüber bereits Gespräche zwischen den Landesregierungen 
und den jeweiligen Parlamenten geführt werden und in einigen 
Fällen bereits Regelungen getroffen worden sind. 


2. Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, in den Ausschüs- 
sen und in der Kommission darauf hinzuwirken, daß das Ab- 
stimmungsverhalten der einzelnen Länder und des Bundes der 
Öffentlichkeit deutlich gemacht wird? 

Man kann davon ausgehen, daß die Planungsausschüsse und 
die Bildungsplanungskommission ihre Beratungsergebnisse der 
Öffentlichkeit zugänglich machen werden. Die Bundesregierung 
ist jedenfalls bereit, hierauf hinzuwirken. 
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Aus den Beratungsergebnissen wird das Abstimmungsverhalten 
des Bundes deutlich, da keine Beschlüsse gegen die Stimmen 
des Bundes zustande kommen können. Dagegen hält es die 
Bundesregierung nicht für angezcigt, das Abstimmungsverhal- 
ten der einzelnen Länder offen zu legen, weil dadurch eine 
wirksame Arbeit in den Pianungsausschüssen und in der Kom- 
mission erschwert werden könnte. 


3. Wird die Bundesregierung Arbeitsunterlagen der Planungsaus- 
schüsse und der Kommission den I’arlamenten zugänglich ma- 
chen, sofern sie nidit aus allgemein zugänglichen Daten beste- 
hen? 


Die Bundesregierung wird — soweit dies ihrem Enfluß unter- 
liegt — bemüht sein, auf Wunsch neben der Berichterstattung 
über die Anmeldungen der Länder und ihre eigenen Vorschläge 
für die Rahmenpläne für eine weitere sachgerechte Information 
des Deutschen Bundestages Sorge zu tragen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag entweder über 
die Planungsarbeit in allen genannten Gremien regelmäßig zu 
berichten oder dem Bundestag entsprechend der für Referenten- 
entwürfe der Bundesministerien getroffenen Regelung die Proto- 
kolle und sonstigen Unterlagen der Planungsausschüsse und der 
Kommission für Bildungsplaiiung zuzuleiten? 


Wie schon ausgeführt, ist die Bundesregierung bereit, dem 
Deutschen Bundestag auf Wunsch über den Stand der Beratun- 
gen in den /vusschüssen und der Kommission zu berichten. 


5. Kann die Bundesregierung sicherstellen, daß von ihr benannte 
Mitglieder der Planiingsausschüsse, die nebenher Landtagsab- 
georclnete sind, die ihnen aus der Arbeit in den Planungsgre- 
mien zufließenden Informationen — insbesondere über die Tä- 
tigkeit der jeweiligen Landesregierung — nicht verwerten? 


Lediglich in Ausnahmefällen werden Vertreter der Bundesre- 
gierung in den Planungsausschüssen oder der Bildungspla- 
nungskommission zugleich Landtagsabgeordnete sein. Sie sind 
verpflichtet, die ihnen amtlich gebotene Vertraulichkeit zu wah- 
ren. 


In Vertretung 

Dr. Reischl 
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